
Die Abdankung öeo Großherzoge
Frieörich II. oon Baöen im Nooember 1918

V o n  G e r h a r ö  K a l l e r ,  Ka r l s r uhe

Die Abdankung des Großherzogs Fried­
rich II. von Baden im November 1918 w ar 
eine unmittelbare Folge der Revolution in 
Baden. Diese Revolution wurde zw ar von 
Badenern gemacht, sie hatte hier aber nicht 
ihren Ursprung und ist ohne die voraus­
gehende Entwicklung in Preußen und im 
Reich nicht zu verstehen. Schon 1917 gab 
es vereinzelte Meutereien bei der Flotte, im 
Januar 1918 Massenstreiks in Berlin. Im 
Laufe des Jahres verschlechterte sich die 
militärische Lage des Deutschen Reiches und 
seiner Verbündeten immer mehr, am 14. Sep­
tember bot Österreich seinen Kriegsgegnern 
Friedensverhandlungen an, am 4. Oktober 
folgte ein deutsches Gesuch um W affenstill­
stand.

Je tz t brachen auch die Meutereien bei der 
M arine wieder aus. Sie begannen in Wil­
helmshaven und griffen am 4. November 
auf Kiel über, wo am gleichen Tag ein 
Soldatenrat gebildet wurde, dessen Vorsitz 
in den H änden eines 1917 wegen revolu­
tionärer Betätigung zu Festungshaft ver­
urteilten Matrosen lag. Von der Küste her 
wurde das Ideengut der Revolution und der 
Soldatenräte in das Binnenland und auch 
nach Baden getragen, das damals durch die 
Person des Reichskanzlers Prinx Max von 
Baden mit dem Reiche besonders eng ver­
bunden war. Am 7. November 1918 wurde 
in München die Republik ausgerufen. Gerade 
in dem oft als konservativ angesehenen 
Bayern stürzte zuerst die Monarchie. In 
Preußen hatte der Kaiser bereits am 29. O k­
tober die H auptstad t Berlin verlassen und 
sich in das Große H auptquartier nach Spa 
begeben. Generalfeldmarschall von H inden- 
burg und Prinx Max von Baden rieten zu 
einer Abdankung und hofften, auf diese

Weise vielleicht die Monarchie noch retten 
zu können. Der Kaiser selbst spielte mit dem 
Plan, nur als Kaiser, nicht aber als König 
von Preußen, zurückzutreten. Der spätere 
Reichspräsident Ebert scheint wenigstens 
den Plan erwogen zu haben, die Regierungs­
gewalt auf legalem Wege aus den H änden 
des Prinzen Max entgegenzunehmen. Die 
Proklam ation der Republik durch Scheide­
mann am 9. Novem ber vor dem Reichstags­
gebäude beendete schließlich alle Speku­
lationen und Pläne und führte das Ende der 
Monarchie im Reich herbei. In Baden w ar an 
diesem Tag die alte Herrschaft nach außen 
noch völlig intakt. Erst am nächsten Tag 
entließ der Großherzog das bisherige K abi­
nett. Durch Verhandlungen zwischen dem 
von dem Karlsruher Oberbürgermeister 
Siegrist in Zusammenarbeit mit Stadträten, 
Parteipolitikern und Gewerkschaftlern am 
9. November gebildeten Wohlfahrtsausschuß 
und dem unter der Leitung des unabhän­
gigen Sozialisten Brümmer stehenden Sol­
datenrat kam noch am gleichen Tag eine 
vorläufige Volksregierung zustande. Diese 
Regierung w ar schon in ihrer Zusammen­
setzung wenig radikal. Ih r Vorsitzender 
wurde der Mehrheitssozialist Anton Geiß 
aus Mannheim. Pläne, den radikaleren un­
abhängigen Sozialisten A dolf Geck aus O f­
fenburg mit diesem Amt zu betrauen, waren 
sehr schnell wieder fallengelassen w orden1. 
Bei der Regierungsbildung spielte der Zen­
trumsmann Heinrich Köhler hinter den 
Kulissen mit, und schließlich nahm man 
auch die als monarchistisch angesehene 
N ationalliberale Partei in das K abinett auf 
und betraute deren Vertreter Herm ann 
Dietrich (Oberbürgermeister von Konstanz) 
mit dem Außenministerium. Die Mehrzahl
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Friedrich I I . ,  letzter Großherzog von Baden

der neuen Minister suchte über den eben 
zurückgetretenen großherzoglichen Staats­
minister Freiherrn von Bodman Verbindung 
zum Großherzog, um so eine Legalisierung 
der Regierung zu erreichen. Lediglich Dr. 
Ludwig M arum und H ans Brümmer lehnten 
dies ab. Heinrich von Bodman beschaffte 
auch eine Erklärung des Großherzogs, die 
zw ar die Bildung der neuen Regierung nicht 
billigte, aber in der er doch zusagte, daß er 
„in Anbetracht der durch die Zeitumstände 
geschaffenen besonderen Lage einen W ider­
spruch gegen die beabsichtigten M aßnahmen 
nicht erheben wolle“2. D am it w ar auch in

Baden vom Großherzog selbst ein erster 
kleiner Schritt auf dem Weg zur Abdankung 
getan.

Die neue Regierung glaubte zwar, für die 
Sicherheit des Monarchen einstehen zu kön­
nen, wenn dieser sich aus dem in der Stadt 
gelegenen Palais in das Schloß begebe, aber 
dies erwies sich noch in der gleichen Nacht 
als Trugschluß. Am Abend, während die 
Vertreter der badischen Revolution im 
Innenministerium und der Gastwirtschaft 
zum Goldenen Adler tagten, nützte der 
Obermatrose Heinrich Klum pp die Möglich­
keit zu eigenmächtigem H andeln. Klum pp
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w ar gebürtiger K arlsruher und auch hier 
ansässig. Durch den Kriegsdienst bei der 
M arine w ar er m it den revolutionären Ideen 
bekannt geworden und hatte in H annover 
zu den Begründern des Soldatenrats gezählt. 
Er hatte eine bewegte Vergangenheit hinter 
sich.

Wilhelm Heinrich Klum pp ist am 21. Sep­
tember 1871 in Karlsruhe geboren. H ier be­
suchte er auch die Volksschule und tra t dann 
in den Dienst des Rechtsanwalts Boeckh, der 
neben seiner Anwaltskanzlei auch die Ge­
schäfte des Kreisrates in Durlach besorgte. In 
den Jahren 1891— 1894 leistete er seine 
M ilitärdienstpflicht bei der Marine, ab 
November 1894 w ar er beim Kreisausschuß 
als Gehilfe beschäftigt. Im  Jahre 1911 geriet 
er dort in Konflikt mit dem Gesetz, als er in 
den Büchern des Ausschusses einen Posten 
fälschte und eine Zahlung des Schuhmachers 
R app in Höhe von 400 M ark in die eigene 
Tasche schob. Die Angelegenheit ging zu­
nächst harmlos aus, Heinrich K lum pp ver­
lor lediglich seinen Posten. Nach seinen An­
gaben fand er bei Boeckh eine Stütze. An­
scheinend fürchtete dieser, daß Klum pp auf 
die schiefe Bahn kommen könnte. In dem 
späteren Prozeß sagte der Zeuge Rechnungs­
ra t Zenck aus, Boeckh habe wiederholt ge­
äußert, „Klumpp sei nicht normal, entweder 
ende er im Irrenhaus oder im Zuchthaus, 
Klum pp gerate jedenfalls auf Abwege, wenn 
er seine H and  von ihm abziehe3.“ Klumpp 
wurde daraufhin (1912) Rechtsagent und 
betrieb in der Amalienstraße 55 ein Büro 
für Inkasso, Rechts- und Verwaltungssachen, 
Buchrevision, Arrangements, Sanierungen 
jeder A rt und führte gleichzeitig noch das 
Sekretariat der Schief deckermeister-Ver­
einigung4. Im  Privatleben w ar er offenbar 
ein durchaus angesehener Mann. Als gedien­
ter Matrose w urde er Vorsitzender des 
K arlsruher Marinevereins und w irkte an 
der Gestaltung der Veranstaltungen dieses 
Vereins mit, über die auch die Deutsche 
M arine-Zeitung berichtete, so am 20. 12.

1912. Die Tätigkeit als Rechtsagent nahm 
ein jähes Ende, als anscheinend durch An­
zeigen der volle Umfang der Unterschlagung 
und Bücherfälschung Klumpps zutage trat. 
Er w urde am 12. Februar 1914 verhaftet 
und der Unterschlagung, Urkundenfälschung 
und des Erpressungsversuchs angeklagt. Die 
Beweisführung w ar schwierig, da Boeckh 
unterdessen verstorben w ar und sich Klumpp 
immer auf ihn berief. Die Beweisaufnahme 
erforderte daher umfangreiche graphologische 
Gutachten und chemische Analysen der be­
nutzten Tinten. Am 12. Juni 1914 sprach 
das Landgericht in Karlsruhe das Urteil: 
Gesamtstrafe ein Jah r Gefängnis. Die Strafe 
verbüßte er im Landesgefängnis Freiburg, 
das ihn am 9. April 1915 entließ. Die Dauer 
der Strafverbüßung wurde sehr streng ge- 
handhabt. D er Erste Staatsanw alt aus K arls­
ruhe fragte beim Gefängnis sogar noch zu­
rück, warum Klum pp schon am 9. April ent­
lassen worden sei, da die Strafe erst am 
15. April endet5. K lum pp kehrte wieder in 
das bürgerliche Leben zurück. Er wurde in ­
folge des unterdessen ausgebrochenen Krieges 
wieder zur M arine eingezogen, diente beim 
M arinekorps Flandern und erhielt noch im 
H erbst 1918 das Eiserne K reuz6. In  K arls­
ruhe galt Klum pp (der Klumppenheiner) als 
trinkfestes O riginal7. Am 11. November 
marschierte er m it Gewehr (ein Ausweis, ein 
mit Bleistift beschrifteter Fetzen Papier, be­
rechtigte ihn dazu) und roter Armbinde am 
Abend durch die Straßen der S tadt8. In der 
H errenstraße stieß er auf eine Gruppe In ­
fanteristen, mit denen er dann vor das 
Schloß zog. Die Soldaten nahmen beim See­
pferdchendenkmal (am Westflügel des Schlos­
ses) Aufstellung, gaben einige Schüsse ab 
und beruhigten den Wachtposten mit dem 
Zuruf: „H ier Soldatenrat, guten Abend, 
K am erad!“9. Klum pp und zwei Begleiter 
drangen dann in das Schloß ein und riefen 
laut nach dem Großherzog, dem größten 
Lump in Baden. (Die W orte sind nicht genau 
überliefert. Sigmund Freiherr Göler von
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Ravensburg: „Jetzt wollen w ir an den größ­
ten  Lump von Baden!“ ; Kastellanin Viktoria 
Bauer: „Raus mit dem größten Lump von 
Baden, raus mit der Alten, der Luise!“ ; 
Vizefeldwebel Toll (?) und zwei weitere 
Wachtposten: „Großherzog Friedrich, der 
größte Lump von Baden, komme heraus!“) 
Die Forderung, mit dem Großherzog spre­
chen zu können, wurde vom Freiherrn von 
G öler abgelehnt, w orauf sich Klum pp und 
seine Begleiter entfernten, die er mit zwei­
maligem Kommando „Kehrt marsch“ zum 
Verlassen des Raumes aufforderte. Die vor 
dem Schloß stehenden Soldaten gaben nun 
eine Anzahl von Schüssen ab. Klum pp selbst 
will nur dreimal geschossen, dann „Stopp“ 
kom m andiert und ausdrücklich befohlen 
haben, hoch (d. h. über das Schloß hinweg) 
zu zielen. D er Schloßverwalter Heizm ann 
bestätigte als Zeuge das Kommando „Hoch 
anschlagen“10. Die Polizei stellte aber am 
nächsten Tag 26 von außen sichtbare Ein­
schläge fest und bei einer näheren Ü ber­
prüfung der Innenräume sogar 68. N en­
nenswerter Schaden wurde nicht angerichtet. 
Das Hochbauamt mußte 490 M ark für die 
notwendig gewordenen Reparaturen auf­
wenden. Ein Geschoß riß im Prinz-Ludwig- 
Rondell ein Loch in ein Bild Friedrichs des 
Großen und vollbrachte dam it symbolisch 
die blutige Tat, an der es sonst in der badi­
schen Revolution so gänzlich mangelt11. 
K lum pp wollte sich angeblich überhaupt nur 
erkundigen, ob Offiziere oder Truppen im 
Schloß verborgen seien, bei den Bewohnern 
hingegen entstand durch die Schüsse der Ein­
druck unm ittelbarer Gefahr. Die verängstigte 
Kastellanin Bauer glaubte, man wolle den 
Großherzog umbringen, und der O berhof­
meister Freiherr von Göler meinte, es werde 
auf alle beleuchteten Räume geschossen12. 
Die Hofdam e Baronin Racknitz rief: 
„Soeben ist eine Kugel durch den Gang ge­
flogen!“13. Aus dieser Sicht ist auch die 
Reaktion des Großherzogs zu verstehen. In 
g rößter Eile verließen der Großherzog mit

Gemahlin, die Großherzogin Luise und ihre 
Tochter Viktoria, Königin von Schweden, 
das Gebäude und stiegen im Fasanengarten 
in dort bereitgestellte Autos. Freiherr von 
Göler gibt nur 8 Minuten für die Reisevor­
bereitungen an. Bei der A bfahrt hört man 
von der S tadt her eine Sirene.

D er Vorfall blieb Episode. Schon am 
Nachm ittag des nächsten Tages verhaftete 
die Polizei im A uftrag des Arbeiter- und 
Soldatenrates Heinrich Klum pp in seiner 
Wohnung. Die Anklage lautete auf Land­
friedensbruch. Seine T at wurde dann aber 
als politisches Verbrechen angesehen, und 
Heinrich Klum pp auf Grund einer ein­
schlägigen Amnestie vom 2. 12. 1918 in Ver­
bindung mit einer Anordnung des Berliner 
Rates der Volksbeauftragten vom 12. 11. 
1918 am 18. Dezember aus der H aft entlas­
sen, ohne daß ein Verfahren eingeleitet w or­
den war. Klum pp w ar dank der Amnestie 
noch einmal gut davon gekommen, denn 
allein schon seine Kraftsprüche vor dem 
Schloß hätten ihm etwa das Dreifache seiner 
Untersuchungshaft einbringen können. So 
hatte z. B. ein Arbeiter aus Blankenloch eine 
dreimonatige Gefängnisstrafe erhalten, da er 
den Großherzog einen „knitzen, schlechten 
K erl“ genannt hatte; eine Berufung auf Ange- 
trunkenheit nützte ihm ebensowenig wie ein 
Gnadengesuch14. Die Angelegenheit w ar da­
mit allerdings noch nicht endgültig ab­
geschlossen. Die Propagandisten des „Dritten 
Reiches“ glaubten gerade diesen Fall, obwohl 
Klum pp mit der Revolution nur traurige 
und bittere Erfahrungen gemacht hatte, aus­
schlachten zu können, indem sie die beiden 
Straftaten miteinander vermengten und auf 
einer Grenzlandausstellung 1933 den Ein­
druck zu erwecken suchten, der politische 
Täter K lum pp wäre eigentlich ein U rkunden­
fälscher und Erpresser gewesen.

Die V erhaftung Klumpps ist ein Zeichen 
dafür, wie sehr auch der Arbeiter- und 
Soldatenrat in Karlsruhe bestrebt war, den 
Um sturz in Baden nicht die Formen der ge­
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Freiherr Heinrich von Bodman

waltsamen Revolution annehmen zu lassen. 
Klum pp erklärte der Polizei zu seiner Recht­
fertigung: „Wenn ich zu den Soldaten sagte, 
ich handle für den Soldatenrat oder ich sei 
Soldatenrat, so wollte ich dam it ausdrücken, 
daß ich Mitglied der Soldatenbewegung sei. 
Ich wußte nicht, daß nur dem Ausschuß die 
Bezeichnung Soldatenrat zukomme und für 
die M itglieder Ausweise bestanden. Ich 
meinte, im Interesse der Bewegung dürfte 
jeder ihrer Anhänger handeln und unter­
nehmen, was er für richtig halte. In Kiel, 
Wilhelmshaven, H annover und Berlin hatte 
in dieser Richtung niemand einen Zweifel; 
dem Ermessen jedes Anhängers der Bewegung

w ar selbständiges H andeln überlassen15. In 
dem letzten Satz wird deutlich, wie sich die 
Revolution dort von der Staatsumwälzung 
hier unterschied, wie die Ereignisse später 
in einem Buch von Adam Remmele bezeich­
net werden16.

Als die Soldaten, die die Regierung zum 
Schutz des Schlosses schickte, eintrafen, w ar 
die großherzogliche Familie bereits nach 
Zwingenberg unterwegs. Die Abreise des 
Großherzogs aus Karlsruhe stellt ohne Zwei­
fel einen zweiten Schritt auf dem Wege zur 
Abdankung dar. Heinrich K lum pp beschleu­
nigte diesen Weggang, aber die Situation 
des Großherzogs im Karlsruher Schloß w äre
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auch so innerhalb von wenigen Tagen un­
haltbar geworden. Das zeigen die weiteren 
Ereignisse.

Zwingenberg w ar keine G roßstadt, die 
Familie w ar von der Landeshauptstadt und 
den Ballungsräumen des Landes überhaupt 
entfernt. Doch auch im N eckartal bestand 
nicht mehr das alte Großherzogtum , es gab 
in Eberbach einen Arbeiter- und Soldatenrat, 
der von der Volksregierung in Karlsruhe 
wegen der Beschlagnahme von K raftfahrzeu­
gen des Großherzogs sogar zur Ordnung ge­
rufen werden m ußte17. Viel wichtiger aber 
w ar die immer lauter werdende Forderung 
nach der Abdankung des Großherzogs; auch 
das Ausweichen nach Zwingenberg konnte 
nichts helfen. Nach dem Sturz der Monarchen 
in den anderen Bundestaaten waren auch 
die Chancen der Beibehaltung der Monarchie 
in Baden sehr klein. Die Politik wurde zu­
dem in den G roßstädten gemacht, die 
monarchistische Gesinnung vieler Land­
bewohner kam nicht zum Tragen. Zunächst 
versuchte die vorläufige Volksregierung, den 
Forderungen nach Proklam ation der Repu­
blik m it der A ntw ort zu begegnen, man 
wolle in der Frage der Staatsform  einem 
Votum des Volkes nicht vorgreifen. Um es 
nicht zu der von den Räten angedrohten 
Absetzung des Großherzogs ohne Einigung 
m it diesem kommen zu lassen, begab sich 
der Vorsitzende der Volksregierung, Anton 
Geiß, zusammen m it dem ehemaligen Staats­
minister von Bodman auf die denkwürdige 
und schon mehrfach geschilderte Fahrt nach 
Zwingenberg18. Das Ergebnis w ar eine E r­
klärung, in der der G roßherzog auf die Aus­
übung der Regierungsgewalt bis zu einer 
Entscheidung durch eine Nationalversam m ­
lung vorläufig verzichtete. Zwei Umstände 
vor allem nahmen der Auseinandersetzung 
m it dem Großherzog die Schärfe. Die neue 
Regierung gab sich mit einem vorläufigen 
Verzicht auf die Ausübung der Regierungs­
gewalt (vorläufig) zufrieden, und die M än­
ner, die die Verhandlungen führten, waren

dem Großherzog bekannt und vertraut. 
Freiherr von Bodman hat sich mit der Ü ber­
nahme der Mission ein bleibendes Verdienst 
um Baden erworben. Aber auch A nton Geiß 
w ar dem Großherzog bereits bekannt. Als 
sozialdemokratischer Abgeordneter und Vize­
präsident der Zweiten Kammer hatte er am 
21. August 1918 mit dem Großherzog eine 
persönliche U nterredung geführt, und die 
Erinnerung an dieses Gespräch w ar es auch, 
die mithalf, die peinliche Situation zu mil­
dern, und die einen Anknüpfungspunkt für 
ein Gespräch gab. „Nun, H err Geiß, das h ä t­
ten w ir uns nicht gedacht am 21. August, daß 
w ir uns so treffen würden, wie das heute 
hier der Fall ist. Sie haben damals zu mir 
im Schloß gesagt, ob Sie m it m ir reden 
dürften wie mit einem Volksmann. Ich habe 
Ihnen das gerne gewährt, und Sie haben mir 
auch damals interessante Mitteilungen ge­
macht.“ (Das w ar bei einer Verfassungsfeier.) 
Er kam damals auf mich zu und sagte: 
„Nun, H err Geiß, wie gehts in Ihrer näch­
sten Umgebung?“ Diese Frage w ar mir etwas 
verfänglich. Meine A ntw ort w ar: „D arf ich 
m it Kgl. H oheit reden wie m it einem Volks­
m ann?“ Er sagte: „Gewiß, bitte, reden Sie 
ungezwungen, wie Sie es für gut halten.“ 
Dann erzählte ich ihm alles, wie es in 
Mannheim aussieht, wie die Streikbewegung 
entstanden ist (damals w ar schon ein Streik 
im August), wie die N o t entstanden ist, 
welche Ursachen mitgespielt haben usw. Ich 
habe ihm erzählt, wie es m it der Ernährungs­
frage steht, von den vielen Skandalen an 
der Rheinbrücke, wo Frauen und Land­
sturmleuten wenige Pfund K artoffeln von 
der Schutzmannschaft abgenommen worden 
sind; wie es steht im Kleinbürgertum, bei 
der kleinen Geschäftswelt, den Gewerbe­
treibenden usw., daß die Unzufriedenheit 
nicht nur bei den Arbeitern zu Hause sei . .  ., 
daß bei der Bekundung der Unzufriedenheit 
im Kleinbürgertum schwerere W orte fallen 
wie in Arbeiterkreisen, kurz, ich habe ihn 
auf die Schwierigkeiten der Situation auf­
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merksam gem acht. . .  So haben w ir uns eine 
Viertelstunde lang unterhalten, und ich kann 
sagen: E r w ird wohl kaum jemals, so lange 
er regiert, die nackte W ahrheit so gehört 
haben wie von m ir . . . Ich bedauerte nun, 
daß die Sache jetzt so gekommen ist. Der 
Großherzog sagte: „Ich bin davon überzeugt. 
Wenn Sie m ir das sagen, habe ich das Be­
wußtsein, daß es Ihre volle Überzeugung 
ist.“ Ich sagte: „Es gibt keinen anderen Weg 
mehr, als zu einem Entschluß zu kommen, 
wie bereits Exzellenz von Bodman Euerer 
Kgl. H oheit vorgetragen h a t.“ „Sie kennen 
meinen Entschluß, nicht w ahr?“ Ich sagte: 
„Jawohl, ich habe davon Kenntnis genom- 
m enn“. „G ut“, sagte er, „Sie haben K ennt­
nis genommen. N un, dann will ich Sie nicht 
länger aufhalten. Sie haben schon lange w ar­
ten müssen, und nachdem Sie Kenntnis 
haben, ist die Sache erledigt. Also adjeu, 
H err Geiß, ich wünsche Ihnen zu Ihrem 
Unternehmen und Ihrem  neuen Amt recht 
viel Glück im Interesse unseres schönen 
Badener Landes.“ Er hat m ir nochmals die 
H and  gereicht und geschüttelt, w ar aber so 
ergriffen, daß er sich nicht mehr halten 
konnte. Er hat sich umgewendet und ging. 
D ann kam die Großherzogin auf mich zu, 
reichte m ir die H and  und sprach mir gleich­
falls ihre Glückwünsche aus, daß es gelingen 
möge, unsere Verhandlungen zum Ziele zu 
führen. Die Frau hat jämmerlich geweint. 
Sie w ar ganz aufgelöst. Sie hat vorher kein 
W ort gesprochen, stand nur daneben mit 
Tränen in den Augen. Sonst w ar niemand 
da als Exzellenz Bodman, der ebenfalls tief 
ergriffen war. Auch mich hat es erfaßt. Ich 
habe den Eindruck gehabt, wie wenn p lö tz­
lich ein großes Unglück in einer Familie ein- 
tritt, ohne jede Vorbereitung, ein Todesfall 
oder dergleichen.“10

A uf der Rückfahrt von Zwingenberg blieb 
in der Nacht das Auto m it einer Panne in 
Hockenheim liegen. D er neue M inister­

präsident und der alte Staatsminister m ußten 
nun die N acht gemeinsam in einem beschei­
denen Zimmer der Gastwirtschaft „Zur 
K anne“ verbringen und die W iderw ärtig­
keiten der Situation meistern (es gab nur 
eine flackernde Kerze zur Beleuchtung und 
ein gemeinsames Handtuch), ehe sie mit dem 
ersten Frühzug nach Karlsruhe fahren und 
dort das immerhin geschichtliche Ereignis 
des Regierungsverzichts des Hauses Zährin­
gen den wartenden Ministern und Räten 
überbringen konnten. Anton Geiß hatte aber 
erst die halbe Mission erfüllt. Er erkannte 
dies selbst k lar und äußerte noch in Zw in­
genberg zu Bodman: „Für meine Person ge­
nügt die Entschließung, wie sie hier lautet; 
aber ich bin der Meinung, daß meine Partei­
zugehörigen mehr erw arten.“20 Am 15. N o ­
vember 1918 erschien dann in der Karlsruher 
Zeitung, die gleichzeitig der amtliche Staats­
anzeiger fü r das Großherzogtum w ar und 
am K opf das gekrönte badische W appen 
trug, folgende Erklärung:

Seine Königliche H oheit der Großherzog 
haben mich gestern Mittwoch, den 13. N o ­
vember, beauftragt, der provisorischen Regie­
rung seine folgende Erklärung zu übermit­
teln:

„Ich will kein H indernis derjenigen N eu­
gestaltung der staatsrechtlichen Verhältnisse 
des badischen Landes sein, welche die ver­
fassungsgebende Versammlung beschließen 
wird. Bis zu deren Entscheidung verzichte 
ich auf die Ausübung der Regierungsgewalt. 
Ich wünsche auch für den Fall, daß die 
provisorische Regierung es für ein Gebot 
der Stunde erachten sollte, die republikani­
sche Staatsform  schon vor der Entscheidung 
der verfassungsgebenden Versammlung zu 
beschließen, daß die Beamten im Interesse 
der Aufrechterhaltung der Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit ihren Dienst weiterführen 
und daß niemand sich durch Rücksicht auf 
meine Person oder die Treue und Anhäng-
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1 .D er Großherzog hat auf die Ausübung 
der Regierungsgewalt verzichtet.

2. Alle Staatsgewalt ist in den H änden der 
badischen vorläufigen Volksregierung.

3. W ir erklären hierdurch, daß Baden eine 
freie Volksrepublik ist.

4. Endgültig über die Staatsform entscheidet 
die badische Nationalversamm lung.

5 Die Nationalversamm lung w ird am Sonn­
tag, den 5. Januar 1919, gewählt, sie tritt 
innerhalb 10 Tagen nach der Wahl in 
Karlsruhe zusammen.

lichkeit für mich und mein H aus abhalten 
läßt, die Anordnungen der neuen Regierung 
zu befolgen. G ott schütze mein liebes Badner 
Land.“
Karlsruhe, den 14. November 1918

Freiherr von Bodman 
Staatsminister a. D.

Auf der gleichen Seite (unm ittelbar darun­
ter) schloß sich eine Kundmachung der vor­
läufigen Volksregierung an. Diese lautete:

Die badische vorläufige Volksregierung 
erklärt:
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6. Die W ahl zur N ationalversam m lung fin­
det nach dem gleichen, geheimen, direk­
ten und allgemeinen Wahlrecht auf Grund 
des Verhältniswahlsystems durch alle min­
destens zwanzig Jahre alten männlichen 
und weiblichen Personen statt, welche am 
Tage der W ahl Badener sind.

Karlsruhe, den 14. November 1918
Die badische vorläufige Volksregierung 

D er Präsident: gez. Geiß

Diese Kundmachung schöpft die in der 
Erklärung des Großherzogs gegebenen Mög­
lichkeiten voll aus. Sie erk lärt Baden zur 
freien Volksrepublik und nimmt damit 
eigentlich schon die der N ationalversam m ­
lung vorbehaltene Entscheidung über die 
Staatsform  vorweg. H ier konnten sich die 
Forderungen der Räte, insbesondere des 
M annheimer Arbeiter- und Soldatenrats, der 
schon am 12. Novem ber die Ausrufung der 
Republik verlangt hatte, durchsetzen. Die 
Kundmachung w urde von der Regierung 
mit einer M ehrheit von 7 gegen 4 Stimmen 
gebilligt, ein Zeichen, daß die Sorgen von 
Anton Geiß über die weiter gehenden E r­
wartungen seiner Anhänger berechtigt waren. 
Die gleiche Zeitung zeigt aber auch mit 
großer K larheit, daß Baden hier nur einer 
Entwicklung folgte, die überall in Deutsch­
land im Gange war. Die Meldungen über 
den Thronverzicht der Könige von Bayern 
und Sachsen und der Herzogin von Waldeck 
kennen nicht das W ort vorläufig. D aß G roß­
herzogs Friedrichs W orte von der Treue und 
Anhänglichkeit dem H aus Zähringen gegen­
über keine leeren Deklam ationen waren, 
zeigt der Leitartikel von C. Amend, den die 
K arlsruher Zeitung in der gleichen Ausgabe 
dem Thronverzicht widmete und der wie ein 
H uldigungsartikel aus bester monarchischer 
Zeit schließt: „Möge ihm das Schicksal all 
das Gute und Schöne gewähren, auf das 
dieser reine und edle C harakter so begrün­
deten Anspruch hat. G ott segne und beschütze

Friedrich II. und sein H aus!“ Ganz ähnlich 
beurteilte auch die Gräfin von Andlau die 
Stimmung im Volk: „Wenn damals (1918) 
über den Großherzog hätte frei abgestimmt 
werden können, hätten 90 °/o für ihn ge­
stimmt, äußerte kürzlich ein Bauer, der unter 
ihm Soldat gewesen w ar“21. Diese Äußerun­
gen änderten aber nichts an harter politischer 
W irklichkeit. Die Stimmung in den G roß­
städten beherrschte das politische Klima, und 
auch die bürgerlichen Parteien glaubten, 
ohne ein Bekenntnis zur Republik im W ahl­
kam pf unterliegen zu müssen und so nur 
den radikalen K räften den Weg zu bereiten. 
Die Nationalliberale Partei hatte aus die­
sem G rund W ert auf die Beteiligung an der 
Regierung gelegt und verdeckte unter der 
Parole „W ir müssen in vielem umlernen“22 
ihre Abkehr vom monarchischen Prinzip. 
Das Zentrum  wollte unter allen Umständen 
einen W ahlkam pf unter dem Schlachtruf 
„Hie Republik — hie Monarchie“ verhin­
dern23. So ist es nicht verwunderlich, wenn 
es nicht bei der Regelung vom 13. N ovem ­
ber bleiben konnte, nicht einmal bis zur 
W ahl und zum Zusam m entritt der N ational­
versammlung. Noch im November mußte 
sich daher Freiherr von Bodman nochmals 
zum Großherzog begeben, der unterdessen 
nach Schloß Langenstein im Hegau über­
siedelt w ar. In  den Verhandlungen vom 
21./22. Novem ber ging es um die endgültige 
A bdankung und um die Regelung der Ver­
mögensverhältnisse, denn G arantien hatte 
der Großherzog in dem chiffrierten Tele­
gramm an den Freiherrn von Bodman vom 
21. November ausdrücklich verlangt. Die 
neuen Minister würdigten und anerkannten 
die Leistungen des Großherzogs für sein 
Land. Insbesondere die Minister D r. Ludwig 
H aas (Inneres), D r. Ludwig M arum (Justiz) 
und D r. Gustav Trunk (Ernährung) fanden 
warme W orte für den nun zurückgetretenen 
Monarchen, Minister H erm ann Dietrich 
(Äußeres) betonte seine Ansprüche auf einen 
gesicherten Lebensabend, indem er sagte,
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daß bei der bevorstehenden Regelung dem 
Großherzog so viel gegeben werden müsse, 
daß er auch als Großherzog a. D. leben 
könne. Die Monarchie w ar in Baden zu 
Grabe getragen, die Würdigungen des G roß­
herzogs klangen fast wie Nachrufe. Echten 
und großen Revolutionen mögen die schril­
len Töne eigen sein, aber dem Land Baden 
und seinen Bewohnern w ar durch den 
ruhigen Gang der Ereignisse im November 
1918 G ut und Blut gespart worden, und ist 
dies, besonders nach vier schweren Kriegs­
jahren, nicht mehr w ert als die rasch verflie­
gende Leidenschaft einer Revolution? Fassen 
w ir das Ergebnis des November 1918 noch 
einmal zusammen mit den W orten der letz­
ten Proklam ation des Großherzogs an sein 
Volk24:

An das badische Volk!
Wie ich am 14. November 1918 erklärt 

habe, will ich kein Hindernis sein derjenigen 
Neugestaltung der staatsrechtlichen V erhält­
nisse des badischen Landes, welche die ver­
fassungsgebende Versammlung beschließen 
wird. Nachdem mir nun bekannt geworden 
ist, daß viele Badener sich durch den Treu­
eid, den sie als Beamte, Soldaten oder Staats­
bürger geleistet haben, in ihrem Gewissen 
gehemmt fühlen, bei der Vorbereitung der 
Wahlen zur verfassunggebenden Versamm­
lung sich so zu betätigen, wie sie es nach 
den tatsächlichen Verhältnissen und ins­
besondere nach der Lage im Reich für ge­
boten erachten, entbinde ich die Beamten, 
Soldaten und Staatsbürger ihres Treueides 
und verzichte auf den Thron. Diesen Ver­
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zieht erkläre ich mit Zustimmung meines 
Vetters, des Prinzen M ax von Baden, auch 
für ihn und seine Nachkommenschaft.

Mein und meiner Vorfahren Leitstern w ar 
die W ohlfahrt des badischen Landes. Sie ist 
es auch bei diesem meinem letzten schweren 
Schritt. Mein und der Meinigen Liebe zu 
meinem Volke hört nimmer auf! G ott 
schütze mein liebes Badner Land!
Schloß Langenstein, den 22. Novem ber 1918 

Friedrich
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